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Nach langer Diskussion hat der
Stadtplanungsausschuss mit rot-
grüner Mehrheit die Bedingun-
gen für einen Gestaltungswettbe-
werb zum Olivaer Platz be-
schlossen. Klar ist aber trotzdem
nur eines: Der Umbau des Plat-
zes soll im kommenden Jahr be-
ginnen. Streitpunkt bleibt vor al-
lem die Frage, ob der Parkplatz
auf dem östlichen Teil des Plat-
zes verzichtbar ist. 

Ein eigens für den Ausschuss ein-
geholtes Verkehrsgutachten
stärkte dabei die Position der
CDU. Deren verkehrspolitischer
Sprecher, Stefan Evers, hatte die
Forderung der linken Parteien
nach einer Abschaffung oder min-
destens massiven Verringerung
der Stellplätze auf und am Platz
stets als unrealistisch zurückge-
wiesen. Er warnte vor einem ex-
tremen Parkdruck und zunehmen-
dem Parksuchverkehr in den Ne-
benstraßen. Seine Fraktion be-

grüßte das Gutachten als „Stimme
der Vernunft“, die aber bei SPD
und Grünen ungehört verhallte.
Trotz des von den Experten nach-
gewiesenen Parkplatzbedarfs
und gleichlautenden Forderun-
gen von Anwohnern und Gewer-
betreibenden rund um den Oliva-
er Platz sieht der nun verabschie-
dete Antrag weiterhin eine Platz-
gestaltung ohne Stellplätze vor.

Evers: Antrag ist eine Farce

Der Form halber sollen die Wett-
bewerbsteilnehmer aber jeweils
einen weiteren Entwurf einrei-
chen, in dem die Hälfte der Stell-
plätze erhalten bleibt. Evers kriti-
sierte den SPD-Antrag deshalb
als Farce. Er habe noch nie von
einem Gestaltungswettbewerb
gehört, bei dem die Teilnehmer
zwei Entwürfe mit unterschiedli-
chen Voraussetzungen einrei-
chen sollen. „Das ist doch ein rei-
nes Wahlkampfmanöver von SPD
und Grünen. Ganz offensichtlich

wollen sie keine Stellplätze auf
dem Platz, trotz der eindeutigen
Gutachten und gegen die Inte-
ressen der Gewerbetreibenden
und Kiezbewohner. Aber sie ha-
ben vor dem Wahltag Angst vor
einem klaren Bekenntnis.“

Die CDU setzt sich für eine
moderate Verringerung der Stell-
platzzahl auf dem Olivaer Platz
ein. Der Grünflächenanteil des
Platzes soll durch eine effiziente
Umgestaltung des Parkplatzes
deutlich steigen. Auch dafür hat-
ten die Gutachten großes Poten-
zial aufgezeigt. Das letzte Wort ist
in der Angelegenheit übrigens
trotz der linken Mehrheit womög-
lich noch nicht gesprochen.
Evers ist sich sicher, dass der
SPD-Antrag rechtswidrig ist: „Ein
Gestaltungswettbewerb ist nicht
dazu gedacht, eine politische
Grundsatzentscheidung hinaus-
zuzögern oder zu verschleiern.
Das Thema wird garantiert wieder
auf die Tagesordnung kommen.“

Rot-grünes Verwirrspiel

Der Leon-Jessel-Platz hat ein
Problem: Autofahrer nutzen die
Sigmaringer Straße derzeit oft
als Abkürzung zum Hohenzollern-
damm. Sie versuchen so, den
Rückstau auf der Brandenburgi-
schen Straße bzw. die dortige
Ampelkreuzung zu umgehen. 

Nur wenige nehmen jedoch Rück-
sicht darauf, dass es sich bei der
Sigmaringer Straße aufgrund der
Spielstraßenregelung um eine so-
genannte „Mischfläche“ handelt.
Die Fahrbahn ist damit nicht allein
den Autofahrern vorbehalten, zum
Beispiel ist immer mit spielenden
Kindern zu rechnen. 

Gerade in der warmen Jahres-
zeit herrscht am Leon-Jessel-
Platz und vor den umgebenden
Schulen und Kinderläden große
Betriebsamkeit. Entsprechend
berechtigt ist der Wunsch der An-
wohner, den verkehrsberuhigten
Bereich vor dem Durchgangsver-
kehr zu schützen.

Leider bewies die ehemalige
Verkehrsstadträtin Martina
Schmiedhofer (Grüne) wenig Ge-
spür für ein tragfähiges Verkehrs-
konzept in diesem Bereich. Sie
schlug den Anwohnern ohne
Rücksprache mit dem Verkehrs-
ausschuss vor, die Sigmaringer
Straße am Platz durch Poller zu
sperren und einen Wendekreis
einzurichten. Für diese Idee bat
sie die Kiezinitiative anschlie-
ßend, eine möglichst große Zahl
an Unterschriften zu sammeln. So
sollte der Handlungsbedarf unter-
mauert werden.

„Das war leider typisch grüne
Verkehrspolitik aus dem
Bauch(laden), aber ohne den nö-
tigen planerischen Sachverstand.
Weder war das Konzept mit der
Berliner Feuerwehr abgestimmt,
noch hat es die Bedürfnisse des
örtlichen Lieferverkehrs berück-
sichtigt. Davon abgesehen hätte
seine Umsetzung den Parkdruck
in der Umgebung verschärft“,
meint hierzu der Verkehrsexperte
der CDU-Fraktion, Stefan Evers.
So konnte es nicht überraschen,
dass sich auch gegen die Sper-
rung der Straße hunderte Anwoh-

Verkehrssituation am
Leon-Jessel-Platz soll
verbessert werden

Die Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) hat sich auf An-
trag der CDU einstimmig ver-
pflichtet, künftig Fairtrade-Pro-
dukte zu verwenden.

Anfang Juni soll es so weit sein: In
einer feierlichen Zeremonie wird
dem Bezirk Charlottenburg-Wil-
mersdorf der Titel „Fairtrade-
Town“ verliehen. „Fairtrade“ ist
ein Synonym für die Gewissheit,
dass die Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen von Bauern und Be-
schäftigen durch fairen Handel ih-
rer Produkte verbessert werden.
Seit Januar 2009 ist es in
Deutschland wie in vielen ande-
ren Teilen möglich, dass sich
Kommunen um den Titel „Fairtra-
de Town“ bewerben. Vorausset-
zung ist eine Selbstverpflichtung
der Kommune, fair gehandelte
Produkte zu verwenden. Außer-
dem ist der Nachweis zu erbrin-
gen, dass eine ausreichende An-
zahl an Geschäften und gastrono-
mischen Betrieben vor Ort Fairtra-
de-Produkte führen. In Berlin ist

Bezirk wird Fairtrade-Town

CDU-Direktkandidat
für den Wahlkreis VI
(Alt-Wilmersdorf):

Stefan Evers

Kiezgespräch der CDU-Fraktion

Umgestaltung des Olivaer Platzes

Der Olivaer Platz, hier eine Aufnahme vom März dieses Jahres, soll im kommenden Jahr umge-
baut werden. Geht es nach SPD und Grünen, werden viele Parkplätze weichen müssen. Foto: Wecker

CDU-Antrag in der BVV angenommen

Fairtrade-Produkte garantieren bessere Lebens- und Arbeits-
bedingungen der Produzenten. Foto: Brooke Fuller, Fotolia.com

Charlottenburg-Wilmersdorf nun
Vorreiter und folgt damit dem gu-
ten Beispiel von Städten wie
Frankfurt oder Saarbrücken.

Stefan Evers, Bezirksverordne-
ter der CDU und Initiator des An-
trags, sieht die Selbstverpflich-
tung der BVV zu fair gehandeltem
Kaffee und Tee als eine Selbstver-
ständlichkeit an: „Als Politiker tra-
gen wir Verantwortung und erfül-
len eine Vorbildfunktion. Unser
Schritt mag nur ein kleiner sein,
aber er bringt Fairtrade in Charlot-
tenburg-Wilmersdorf voran.“

Wichtig sei nun, gemeinsam mit
der örtlichen Steuerungsgruppe
der Kampagne „Fairtrade-Town“
nächste Schritte zu überlegen,
das Bewusstsein für Fairtrade
durch gezielte Aufklärung zu stär-
ken. „In der öffentlichen Wahrneh-
mung werden heute Biosiegel
deutlich stärker wahrgenommen
als das Fairtrade-Label. Für uns
ist aber unter ethischen Gesichts-
punkten klar: Auf Bio muss man
nicht verzichten, auf Fairtrade
kann man nicht verzichten“, so
Stefan Evers.

ner in einer weiteren Unterschrif-
tensammlung engagierten. Der
neue Verkehrsstadtrat Marc
Schulte (SPD) informierte zuletzt
den Verkehrsausschuss darüber,
dass er das Konzept seiner Vor-
gängerin nicht umsetzen werde –
ohne allerdings eine Alternative
vorzustellen.

Zum Ergebnis des Kiezge-
sprächs der CDU-Fraktion am
vergangenen Mittwoch äußerte
sich Evers im Anschluss des Tref-
fens optimistisch: „Wir haben Lö-
sungsvorschläge für den Bereich

am Leon-Jessel-Platz entwickelt
und mit den Wortführern der bei-
den Unterschriftensammlungen
diskutiert. So ist es uns gelungen,
einen guten Kompromiss zu erzie-
len, den ich nun dem Bezirksamt
zur Umsetzung vorschlagen wer-
de.“ Im Einzelnen sieht der Vor-
schlag vor:
• Umwandlung der Sigmaringer

Straße in eine sogenannte „Un-
echte Einbahnstraße“ (Sper-
rung für den Durchgangsver-
kehr aus Richtung Brandenbur-
gische Straße)

• Markierung der Fahrbahn mit
„Tempo 10“

• Vorübergehende Aufstellung
eines oder mehrerer ‚Dialogdis-
plays‘ zur Durchsetzung der
Geschwindigkeitsbeschrän-
kung am Platz

• Prüfung der vorhandenen Mög-
lichkeiten zur Fahrbahnveren-
gung

Dialogdisplays würden Auto-
fahrer zum langsamen Fahren
animieren. Foto: Archiv
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